
Es gilt das gesprochene Wort! 

Sehr geehrter Herr Welcker, 

sehr geehrte Frau Dr. Haase, 

meine Damen und Herren, 

vielen Dank für die Initiative zum Tag der Unternehmen. Dieser 

Tag ist gegenwärtig wichtiger denn je. Denn die Entwicklung 

der deutschen Wirtschaft bietet Anlass zur Sorge, das 

klassische Modell unserer deutschen Industrie ist bedroht. 

Es ist kein Geheimnis, wie wir in die aktuell so festgefahrene 

Situation gekommen sind. Ich spreche von einem Schock-

Dreiklang, wie ihn die Ökonomen Claus Michelsen und Simon 

Junker beschreiben: 

Erstens, hat sich Energie auf disruptive Weise verteuert. Zum 

einen als Folge des Angriffs Russlands auf die Ukraine, wonach 

sich Deutschland von seinem Hauptlieferanten billiger Energie 

trennen musste. Zum anderen im Zuge des Irankriegs, der die 

Ölpreise nach oben schießen ließ – und damit die Inflation im 

Euroraum. 

Zweitens, hat China technologisch aufgeholt, subventioniert die 

eigene Produktion massiv und macht uns Weltmarktanteile 

streitig. 
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Und drittens, hat die erratische Zoll-Politik des US-Präsidenten 

Industriegüter auf dem US-Markt verteuert und deutsche 

Produkte damit weniger konkurrenzfähig gemacht. 

Zu diesen externen Faktoren gesellen sich innenpolitische 

Versäumnisse. 

Zuallererst die vermurkste Energiewende. Mit den derzeit viel 

zu hohen Stromkosten wird es uns kaum gelingen, 

insbesondere energieintensive Industrie dauerhaft am Standort 

Deutschland zu halten. 

Der Anteil Deutschlands an der globalen Industrieproduktion 

liegt mit aktuell fünf Prozent nur halb so hoch wie in den 1990er 

Jahren.1 Dass sich dieser Trend fortsetzt, ist jedoch nicht 

gottgegeben. Die Politik kann den Rahmen auch innerhalb der 

bestehenden EU-Gesetze so setzen, dass sich Produktion auch 

an deutschen Industriestandorten lohnt. 

Und sie kann es nicht bloß. Sie muss es auch! Das erwarte ich 

von unserer Bundesregierung! 

Denn angesichts unserer klammen Haushalte können wir es 

uns schlicht nicht leisten, der Deindustrialisierung Deutschlands 

zuzusehen. 

Was es jetzt braucht, hat das Institut der Deutschen Wirtschaft 

aus Köln analysiert. 

 
1 *Deindustrialisierung durch fortschreitende Handelsabkopplung, S. 3. 

https://www.iwkoeln.de/fileadmin/user_upload/Studien/Kurzberichte/PDF/2026/IW-Kurzbericht_2026-Deindustrialisierung.pdf


Nach dem sogenannten Standortindex sind wir hinsichtlich 

Infrastruktur im weltweiten Vergleich zurückgefallen – und sind 

im Mittelmaß angekommen bei Themen wie Ressourcen – z.B. 

Energie – sowie Staat, sprich Regulierungen und Bürokratie.2 

Die Richtung ist also klar: 

Es braucht – erstens – dauerhaft günstigere Energiepreise; 

zweitens eine umfassende Modernisierung der Infrastruktur; 

und drittens: Bürokratierückbau. 

Nicht hinnehmbar ist beispielsweise, dass die entsprechenden 

Sondermittel des Bundes für Infrastruktur nicht vollständig 

ausgeschöpft werden. Hier muss dringend nachgesteuert 

werden. 

Auch bei der Energiewende und der Senkung von Stromkosten 

fehlt es derzeit deutlich an Tempo! 

Optimistischer blicke ich hingegen auf den Bürokratierückbau: 

Hier sehe ich auf allen staatlichen Ebenen Bewegung. In Bund 

und Land gibt es Anstrengungen, bürokratische Bremsen zu 

lockern. 

Auch die Stadt Köln verfolgt eine entsprechende Agenda – über 

alle Dezernate hinweg und gesteuert aus meinem Büro. 

Meine Damen und Herren, 

jahrzehntelang war die deutsche Wirtschaft auffällig 

exportorientiert. Die Risiken dieser Strategie schlagen jetzt voll 
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zu. Eine Möglichkeit: die Binnennachfrage stärken. Und das 

gelingt am besten, indem wir uns darauf besinnen, was uns 

auch nach dem Zweiten Weltkrieg gestärkt hat: Soziale 

Marktwirtschaft. 

Freier Markt und institutionalisierte Solidarität. Gute Löhne, aber 

auch angemessene Spielräume für freies Unternehmertum. Das 

sind zwei Seiten derselben Medaille! 

Ich glaube, dass 2026 das Jahr sein muss, in dem wir unsere 

Soziale Marktwirtschaft erneuern. Es braucht einen 

grundsätzlichen und verlässlichen Konsens zwischen Politik 

und Sozialpartnern. Es braucht ein starkes Bündnis zwischen 

Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Es braucht Verständnis und 

Kompromissbereitschaft auf beiden Seiten, um Entlastungen für 

Unternehmen einerseits zu ermöglichen – und zugleich gut und 

gerecht bezahlte Jobs langfristig zu sichern. 

Klar ist: Jede und jeder muss ein Stück dazu beitragen, damit 

es gelingt, unsere Wirtschaft wieder ans Laufen zu kriegen! 

Es war deshalb höchste Zeit, dass sich vergangene Woche die 

Sozialpartner mit der Bundesregierung getroffen haben – und 

ich hoffe sehr, dass in durch den angekündigten Austausch nun 

endlich eine breit getragene Reformagenda vereinbart werden 

kann, die unseren Standort stärkt! 

Ein wirtschaftlicher Lichtblick tut Not – und als 

Oberbürgermeister sage ich Ihnen: Wir brauchen ihn vor allem 

als Kommune. 



Unsere Finanzierung und unsere Eigenständigkeit hängen 

massiv von der Gewerbesteuer ab. Wenn – wie gerade – 

unsere Aufwände stärker wachsen als die Einnahmen, dann 

kann das nicht lange funktionieren. Wir sind am Limit!  

Doch bislang haben Bund und Land auf unsere Mahnungen 

nicht mit Lösungen reagiert. 

Deshalb kommen wir nicht umhin, klare Prioritäten zu setzen. 

Die Stadt Köln fokussiert sich. 

Auf Daseinsvorsorge – auf das, was die Basis für das Leben in 

einer Stadt ist. Anders ist das oberste Ziel nicht mehr zu 

erreichen! 

Und leider wird sich diese Fokussierung bereits im Haushalt der 

Stadt Köln für die kommenden zwei Jahre niederschlagen. 

Darauf bereitet sich die Stadtverwaltung bereits vor. Und 

selbstverständlich werde ich die Kölnerinnen und Kölner 

informieren, sobald unsere Detailplanung steht. 

Meine Damen und Herren, 

auf absehbare Zeit wird unser Staat nicht mehr in der Lage 

sein, alles zu finanzieren, was sich über Jahrzehnte als 

selbstverständlich etabliert hat. Allerdings möchte ich auch 

eines betonen: Nicht allein unsere städtischen Ausgaben 

entscheiden über die Lebensqualität oder die Mitmenschlichkeit 

in Köln. 



Wir brauchen jetzt umso mehr Menschen, die freiwillig 

Verantwortung übernehmen. 

Ich denke da auch an Unternehmen. Viele bringen sich bereits 

sehr aktiv ein, unterstützen soziale und kulturelle Projekte – 

auch heute übrigens, indem kölnmetall dem Verein Paula eine 

großzügige Spende überreicht – dafür meinen Dank! 

Aber es bleibt nicht bei Engagement in Köln. 

Es gibt zahlreiche Unternehmen, die mithelfen, unsere 

europäischen Werte zu verteidigen: indem sie etwa mit unseren 

Freundinnen und Freunden im ukrainischen Dnipro überlegen, 

wie intensivierte Wirtschaftsbeziehungen nach einem 

Kriegsende den Wiederaufbau unterstützen können. 

Vielen Dank in dem Zusammenhang an Herrn Wasmuth von 

kölnmetall! Er war mit mir vor Kurzem in Dnipro, um 

Kooperationen in der Metallindustrie auf den Weg zu bringen. 

Das ist ein gutes Beispiel für Partnerschaft zwischen Politik und 

Wirtschaft – und ein Beispiel dafür, was eine erneuerte Soziale 

Marktwirtschaft bedeuten kann – eine Marktwirtschaft, die nicht 

in erster Linie auf Kapitalvermehrung angelegt ist, sondern auf 

Mitmenschlichkeit. 

In Köln haben wir also bereits eine Menge Anknüpfungspunkte 

für eine neue Qualität der Beziehungen zwischen Arbeitgebern, 

Arbeitnehmern und Politik! Und ich wünsche mir, dass wir diese 

Stärke im Interesse der gesamten Stadt nutzen! 



Vielen Dank – und Ihnen allen noch einen guten Tag der 

Unternehmen in Köln! 


